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Sie lesen heutes 

Aus der Union 
Die Lande&yerbandsvoristzeigten der CDU/CSU Westdeutschlands und Berlins 
und führende CDU-Politiker befaßten sich in Königswinter mit den Vorberei- 
tungen für die Wahl zum kommenden Volkstag, -'Die Meldung, daß der Zonen^ 
Ausschuß der CDU der britischen Zone für den 9.März nach Königswinter ein- 
berufen worden sei, trifft nicht zu« 
Wach einer Meldung der "Süddeutschen Zeitung" werden die Bezirksvorsit sen- 
den der CSU am 12.März auf Initiative des Vorsitzenden des Bezirks Ober- 
frenken, Ilergenrcder, in Ingolstadt die Frage der Neuwahl des Par#civor- 
sitzenden beraten« 

gteuer j^d Finanzen 
Finanzminister Dr.Hilpert (CDU) erklärte auf einer Sitzung aes Länderrates, 
der von der Verwaltung für Finanzen erhobene Plan, die Vermögenssteuer im 
Jahre 1949 nicht zu erheben, sei endgültig fallen gelassen worden. 

Soliiiünalpo lit ijc 
Mit 17 Stimmen der SPD und KPD gegen 16 Stimmen der CDU wurde Dr.Paulus 
Skopp (SPD), zuletzt Wirtschaftsredakteur des "Weuen Vorwärts" in Hannover, 
zum Oberbürgermeister von Speyer gewählt. In der Geschiehte der Stadt hat 
damit zum ersten Male ein Sozialdemokrat den Posten des Oberbürgermeisters 
*inne. 

Bodenreform 
Ein britischer Sprecher in Berlin teilte mit, daß die britische Militärre- 
gierung für die Länder NiederSachsen, Hamburg und möglicherweise auch Nord- 
rhein-Westfalen ein Gesetz über die Bodenreform erlassen werde. Als Begrün- 
dung wird angegeben, daß die Regierungen dieser Länder den ihnen von den 
britischen Behörden gesetzten Termin (l.Marz) für den Erlaß eigener Boden- 
reforugesetze ungenützt verstreichen ließen* 

ßr enzlandfragen 
Die Grenzlandausschüsse von NordrheJ.n-Westfalen. Niedersachs.en und Rhein- 
land-Pfalz werden am 28,März zu einer-Tagung zusammentrete}!, um gemeinsam 
zu den Gebietsiorderungen der v.ostlichen Fachbarländer Stellung zu nehmen, 

Wirt s chaft sp o1it ik 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz wird sich in Kürze mit dem Entwurf eines 
neuen Preistreiberei-Gesetzes befassen, das eine vollkommene Rechtsanglei- 
chung an die Bizone herbeiführt,, 
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Xus_der:lSPS    Ministerprvsident Altmeier ^^olitiBchen^Iage^     •.       , 

TQ/IQ   -in   Abrweiler/Eifel   stattgefundenen und aus  allen In einer am 3.Marz ^^  Jn Ahrwt.iier/^ii  ^        . ^ äußerte  sich 
Teilen «^.Kreises  stark ^suchten/«iBaeXcg^ £t die  derzeit. 
Miiiiste»pr?sident Altmeier in einem        |oinilc. Er zeichnete - oft von de 
gen. Probleme des Landes und der 8£OßenPOl xx«^ zutreffendes Bild von do 
fustimmung ^r Delegiertehtagung ^|leW^r    |^J beschäftigte  eich ein- 
politischen Entwicklung eeit^de^ Demontage  und der 
gehend mit  den derzeitigen ^gen ae.r wii^^        » seinen Pariser Be- 
Grenzberichtigungen.   Im Zusammenhang W^f£2Xri»,   damit Deutschland 
such und unterstrich ^^Wightigkei*  solcher ^^Voraussetzung für einen 
dnd Frankreich zusammenkommen,  weil di.s aie   SIBH 
dauerhaften Frieden darstelle. 

#hd deren Anerkennung durch di; CDU aueü im      fl    Staatsabsolutismus,   &*?-< 

pa herbeizuführen.    , • 

Der ersitzende  ^^^£&£^^»^S^S^^ S"5Sr , 
Sft^L^ersSrungfSÄ*SMfeX^ftaa«^.! Werk  zu  stehen. 

!^turpoUM& 'zeitungskrise  in Niedereachsja' 

Nach dem vor  14 Sa^Tw'e  linksdemoraktisch-pazifistisehe J^^^gn 

VerlafHannoversche Presse  finanziell    abhangig geworden- 

Prtlse!Aueschnß des Landes Niedersachson,.in dem die SPD eine maßgebliche 
»nil!  •ielt    nicht  genehmigt  worden.   Die  Ablehnung wurde  damit  begründe^ 
daß einlm im'DritteÄichfätig gewesenen Zeitungsverleger eine Lizenz 
nicht  erteilt  werden könne. 

In diesem Zusammenhange  ist  auch von Presse,   ^fl der stellvertretende 
PTPoqareferent  des'Landes Niedorsachsen,  Robert Botzat,   rrisiuos  aus ae . 
Diensten de?  Staatsrerferung ausgeschieden   ist.   Botzat hatte über  den s 
vertretenden Ministerpräsidenten Dr.Sereke und einige  parteiinterne Vorh 
nlsee ^hessischen Blättern unrichtige Angaben gemacht.  Es erschien un- 
tragbar    künftig noch einen Pressereferenten  zu.beschäftigen,   der neben!i 
Berichterstatte? auswärtiger Zeitungen war und bei dem nicht nachzuweisc' 
war.   Ober diele Berichte nicht  aus"seiner amtlichen Tätigkeit herleitet 
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Fraktionszwang und Überzeugung 

Sin politisches-Bekenntnis muß .in einem deutschen ;r.;.,.rlament von heute 
nicht unbedingt mit der politischen Erkenntnis übereinstimmen. Der Bonner 
Fraktionschef der SPD, Professor Carlo Schmidt, mußte es.sich gefallen 
lassen, daß ihn die Redner der"Beutsehen Wahlergobel'lschaf t" am letzten 
Sonntag in der Frankfurter Paulskirche als ein Opfer des Fraktionszwanges 
hinstellten. Denn, so legten u.a. der Heidelberger Rektor Prof.Dr.Karl 
Geiler und der Herausgeber der "Wandlung" Dolf Sternberger dar, Schmidts 
Entscheidung für die Verhältniswahl bei der Abstimmung des Parlamentari- 
schen Rates stand im klaren Widerspruch zu seiner eigenen, mehrfach ge- 
äußerten Überzeugung. Das Verhängnis des Fraktionszwanges ist aber eine . 
zwingende Folge der Verhältniswahl\  Abgeordnete.; die es nicht ihrem per- 

sönlichen Ansehen, sondern den taktischen Erwr:jungen des Parteibüros ver- 
danken, daß sie aus der Liste ins Parlament hiiioingerech.net worden sind, 
werden sich immer in erster Linie dem Parteibüro und nicht dem Willen der 
Wähler verantwortlich fühlen, Carlo Schmidt dürfte nicht das einzige- Mit- 
glied der Bonner SPD-Fraktion gewesen sein, dessen Gewissen sich den Par- 
teiinteresson beugen mußte. Sein Parteifreund Dahrendorf, Abgeordneter 
im Frankfurter Wirtschaffcsrat, hat ein rückhaltloses Bekenntnis zum Mehr- 
heit swahlr echt abgelegt, ebenso Ministerpräsident Lüdemann von Schleswig- 
Holstein. Wie hatten sich aber diese Bekenner verhalten, wenn sie sich bei 
der Abstimmung in Bonn als Mitglieder der SPD-Fraktion hätten entscheiden 
müssen? Diese Frage zu beantworten, fällt schwor. Man möchte nicht bezwei- 
feln, daß ein Mann bereit ist, für seine Überzeugung geradezustehen. Doch 
hat man Hemmungen, sie rückhaltlos positiv zu beantworten, positiv im Sin- 
ne  der Gewissensfreiheit (nicht im Sinne der Parteibürokratie), da Carlo 
Schmidt für seine Person eine negative Antwort gegeben hat. 
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